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Deutsche Bank erzielt Fortschritte im
Postbank-Rechtsstreit

Die Deutsche Bank erzielt Einigung im Postbank-
Rechtsstreit und erwartet positive Auswirkungen auf das

Vorsteuerergebnis.

Die Deutsche Bank hat einen bedeutenden Fortschritt in einem
langwierigen und kostenintensiven Rechtsstreit um die
Übernahme der Postbank gemacht. Nach eigenen Angaben hat
das Kreditinstitut mit einer Vielzahl von Klägern eine Einigung
erzielt, um die finanzielle Belastung durch noch ausstehende
Forderungen zu reduzieren. Dies könnte nicht nur die
finanziellen Kennzahlen verbessern, sondern auch das Vertrauen
in die zukünftige Geschäftsentwicklung stärken.

Die Einigung betrifft mehr als 80 Kläger, die zusammen für fast
60 Prozent der insgesamt geltend gemachten Ansprüche
verantwortlich sind. Laut einer Mitteilung vom Mittwochabend in
Frankfurt am Main wurde ein Vergleich auf der Grundlage eines
Preises von 31 Euro je Aktie geschlossen. Dies stellt einen
wichtigen Schritt für die Bank dar, da eine der größten
Einzelklägerinnen, die etwa ein Drittel der gesamten
Forderungen vertritt, ebenfalls in die Vereinbarung einbezogen
wurde.

Positive Aussichten für die Deutsche Bank

Die Deutsche Bank rechnet damit, dass die getroffenen
Vergleiche im Durchschnitt etwa 45 Prozent der Rückstellungen
beanspruchen werden, die für diese Klagen zurückgestellt
worden sind. Die Bank hat bereits angekündigt, dass die darüber



hinausgehenden Rückstellungen aufgelöst werden können. Dies
könnte zu einem positiven Effekt auf das Vorsteuerergebnis im
dritten Quartal führen, das auf etwa 430 Millionen Euro
geschätzt wird. Diese positive Perspektive könnte breite
Auswirkungen auf die zukünftige Geschäftstätigkeit der Bank
haben.

Die Bedeutung dieser Einigung wird noch deutlicher, wenn man
den Ursprung des Konflikts betrachtet. Die Übernahme der
Postbank im Jahr 2010 hatte ein teures Nachspiel, als das
Oberlandesgericht Köln in einer mündlichen Verhandlung im
April andeutete, dass die Ansprüche der ehemaligen Postbank-
Aktionäre zumindest teilweise berechtigt seien. Die Kläger
führen an, dass ihnen damals ein höherer Preis hätte angeboten
werden müssen, was zu den anhaltenden rechtlichen
Auseinandersetzungen führte. Aufgrund der Rückstellungen in
Höhe von 1,3 Milliarden Euro hatte die Deutsche Bank im
zweiten Quartal 2024 einen Verlust von 143 Millionen Euro
verzeichnet – der erste Verlust seit 2020.

Ein Blick auf die Zukunft

Die Deutsche Bank sieht sich nun in einer Position, sich von den
finanziellen Belastungen zu befreien, die aus den
Rechtsstreitigkeiten resultieren. Sollte es gelingen, weitere
Vergleichsvereinbarungen mit anderen Klägern zu erzielen,
könnten die Rückstellungen weiter reduziert werden. Dies würde
nicht nur den Gewinn auf dem Papier verbessern, sondern
könnte auch das Vertrauen der Investoren zurückgewinnen und
die Aktie der Bank stabilisieren.

Angesichts der sich ändernden Marktbedingungen und der
neuesten Entwicklungen im deutschen Bankenwesen stellt die
Einigung über die Übernahme der Postbank einen wichtigen
Meilenstein dar. Es bleibt abzuwarten, wie die Bank in Zukunft
mit weiteren rechtlichen Herausforderungen umgehen wird und
ob die positiven Erwartungen tatsächlich erfüllt werden können.



Zentrale der Deutschen Bank (l) in Frankfurt am Main, in einem
Spiegel mit dem Logo, und ein Schild mit dem Logo der
Postbank an der Fassade einer Postbankfiliale. (Archivbild)

Die Übernahme der Postbank durch die Deutsche Bank im Jahr
2010 war eine strategische Entscheidung, die die deutsche
Bankenlandschaft nachhaltig beeinflusste. Diese Fusion war Teil
des Bestrebens der Deutschen Bank, ihre Marktanteile im Retail
Banking zu erhöhen. Auch wenn diese Akquisition zunächst als
vielversprechend galt, zeigten sich bald Probleme, die in den
folgenden Jahren immer mehr zu rechtlichen
Auseinandersetzungen führten.

Rechtsstreit und seine Ursachen

Der Rechtsstreit, der jetzt zu einem Vergleich geführt hat, dreht
sich um die Anfechtung des Übernahmepreises, den ehemalige
Aktionäre der Postbank erhalten haben. Die Kläger
argumentieren, dass die Deutsche Bank 2010 nicht den
marktgerechten Preis gezahlt habe. Um die Situation zu
verstehen, ist es wichtig, den Marktwert der Postbank zu diesem
Zeitpunkt sowie die damalige Finanzlage und Strategie der
Deutschen Bank zu berücksichtigen. Der Preis von 31 Euro pro
Aktie, der nun im Vergleich vereinbart wurde, lässt darauf
schließen, dass viele frühere Aktionäre eine Wertsteigerung
erhofft hatten, die die Deutsche Bank nicht berücksichtigt habe.

Historisch gesehen war die Übernahme der Postbank ein
bedeutender Schritt für die Deutsche Bank, um sich in einem
zunehmend wettbewerbsintensiven Markt zu behaupten.
Ähnliche Übernahmen in der Bankenbranche waren häufig von
rechtlichen Auseinandersetzungen begleitet, was darauf
hinweist, dass solche Fusionen oft mit Risiken verbunden sind.

Finanzielle Auswirkungen auf die Deutsche
Bank



Mit der Einigung über den Vergleich hofft die Deutsche Bank, die
finanzielle Belastung durch den Rechtsstreit zu reduzieren. Die
Rückstellungen für den Rechtsstreit beliefen sich ursprünglich
auf 1,3 Milliarden Euro, was eine erhebliche Summe darstellt. In
Anbetracht der Tatsache, dass die Deutsche Bank im zweiten
Quartal 2024 einen Verlust von 143 Millionen Euro ausweisen
musste, sind die finanziellen Folgen des Rechtsstreits nicht zu
unterschätzen. Eine Auflösung von Rückstellungen wird nicht nur
die Bilanz der Bank entlasten, sondern auch die Planung für
zukünftige Investitionen beeinflussen.

Die Tatsache, dass das erste Quartal 2024 das beste seit mehr
als zehn Jahren für die Bank war, zeigt, dass die Deutsche Bank
sich in einem gewissen Aufwärtstrend befindet. Dennoch bleibt
der Rechtsstreit ein ernstzunehmendes Risiko, das die Bank in
ihrer Gesamtstrategie weiterhin belasten könnte.

Markt und Investorenvertrauen

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist das Vertrauen der Investoren in
die Deutsche Bank. Nachdem der Verlust im zweiten Quartal
ausgewiesen wurde, könnte es für die Bank schwierig sein,
dieses Vertrauen zurückzugewinnen, insbesondere wenn sich
der Rechtsstreit negativ auswirkt. Die Einigung mit einer
Mehrheit der Kläger könnte jedoch als Schritt in die richtige
Richtung gesehen werden und potenziell positives Feedback von
den Märkten erzeugen.

In den letzten Jahren haben viele Banken mit ähnlichen
rechtlichen Herausforderungen zu kämpfen gehabt, und die Art
und Weise, wie die Deutsche Bank diesen Streit löst, könnte als
Maßstab für andere dienen. Das Ergebnis dieser
Auseinandersetzung wird entscheidend dafür sein, wie die Bank
in Zukunft dasteht und ob sie weiterhin als stabile Größe im
deutschen sowie internationalen Bankgeschäft wahrgenommen
wird.
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